MERKBLATT

Zuschüsse zur Durchführung von gemeinsamen Schullandheimaufenthalten

und sonstigen Begegnungen von behinderten und nicht behinderten Kindern

Der Landtag von Baden-Württemberg hat seit 1991/92 Mittel zur Durchführung gemeinsamer Schullandheimaufenthalte und sonstiger Begegnungen von behinderten und nicht behinderten Kindern bereitgestellt. Die Mittel sind im Staatshaushaltsplan Kapitel 0436 Titel 68105 ausgebracht und für alle Schularten bzw. Schultypen im Bereich der allgemeinen Schulen und Sonderschulen sowie der Sonderschulkindergärten bestimmt. 

Das Ministerium für Kultus und Sport begrüßt es, wenn möglichst viele Schulen entsprechende gemeinsame Vorhaben und Aktivitäten durchführen. 

Bei der Bereitstellung der Zuschüsse wird entsprechend der nachfolgenden Anhaltspunkte verfahren. Die Erfahrungen der letzten beiden Jahre sind diesem Merkblatt zugrunde gelegt. Die Oberschulämter, die die Zuschüsse bewilligen, sind ausdrücklich gebeten, bei der Vergabe der Mittel möglichst die eventuell auftretenden Besonderheiten des Einzelfalles zu berücksichtigen. 

1. Welche Vorhaben können einbezogen werden und welche Ziele sollen erreicht werden? 

Behinderte Kinder und Jugendliche sind oft aus vielerlei Gründen vom Leben der nicht behinderten Gleichaltrigen getrennt. Gegenseitige Unkenntnis und Vorurteile bestimmen das Verhältnis beider Gruppen zueinander und verstärken die Isolation der behinderten Kinder und Jugendlichen. Mit dem Ziel, Kontakte anzubahnen und Vorurteile abzubauen, um dadurch gegenseitig mehr Teilhabe am Leben zu ermöglichen, sollen gemeinsame Schullandheimaufenthalte und sonstige Begegnungen von behinderten und nicht behinderten Kindern und Jugendlichen angeregt und gefördert werden. 

Begegnungen und gemeinsame Aktivitäten können zwischen allgemeinen Schulen und Sonderschulen sowie zwischen Sonderschulkindergärten und allgemeinen Kindergärten stattfinden. Wichtig ist, dass alle Beteiligten bei der Planung und Durchführung der Begegnungen und Aktivitäten freiwillig und gleichberechtigt mitwirken. Dabei kommt es weniger auf die Häufigkeit als vielmehr auf die Intensität der Kontakte an. Besonders positiv wirkt sich ein Miteinander bei Arbeitskontakten in einem leistungsneutralen Klima aus. 

Um Anregungen und Beispiele für die Art der gemeinsamen Veranstaltungen zu geben, sind im folgenden eine Reihe von Möglichkeiten im vorschulischen und schulischen Bereich aufgelistet. 

Sonderschulkindergärten und allgemeine Kindergärten 

· Gegenseitige Besuche im Kindergarten, um gemeinsam zu spielen, z.B. zu feiern, zu essen, Ausflüge zu machen u.a. 

· Schüler machen eine Veranstaltung für Kindergartenkinder 

Schulbereich

· Gemeinsame Schullandheim-, Waldschulheimaufenthalte, Skifreizeiten 

· Gemeinsame Ausflüge und Wandertage, Klassenfahrten 

· Gemeinsame mehrtägige Vorhaben 

· Gemeinsame Freizeitvorhaben, Akademietagungen 

· Gemeinsame Schulfeste, Sportfeste, Spielnachmittage

· Gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit: Ausstellungen, Aufführungen 

· Gemeinsame Lerngänge, Theaterbesuche, Museumsbesuche, Besuche von Ausstellungen, Sport und Schwimmen

· Gemeinsame Arbeitsgemeinschaften, Erweitertes Bildungsangebot 

· Gemeinsame Projektwochen 

· Gemeinsame gezielte Unterrichtsvorhaben 

(Maßnahmen, die im Ausland stattfinden, müssen eingehend begründet werden, vor allem, weshalb im Ausland und nicht im Inland) 

2. Wer kann Anträge stellen? 

· Öffentliche und private Sonderschulkindergärten / allgemeine Kindergärten 

· Öffentliche und private Schulen (Grund-, Haupt- und Sonderschulen, Realschulen, Gymnasien und berufliche Schulen)

· insbesondere auch die Schulen für Geistigbehinderte und ihre Partnerschulen. 

3. Wofür können Mittel beantragt werden? 

Begegnungen zwischen nicht behinderten und behinderten Kindern können Schullandheime unterschiedlicher Dauer, mehrtägige und eintägige Veranstaltungen sein. Sie können auch im Rahmen von kontinuierlichen Veranstaltungen erfolgen, die sich über einen bestimmten Zeitraum (zum Beispiel Arbeitsgemeinschaften) erstrecken. 

Eine gründliche Vor- und Nachbereitung der verschiedenen Vorhaben wird erwartet. 

Grundsätzlich können Mittel für Kosten aller Art beantragt werden, hauptsächlich für Sachkosten, Übernachtungskosten und Fahrkosten. Der Zuschuss wird nach Maßgabe der vorhandenen Mittel im Wege der Projektförderung bewilligt. Zuschuss kann nur für Kosten gewährt werden, die nicht von anderer Seite (zum Beispiel Schulträger, Elternverein, Schulverein, üblicher Elternbeitrag) getragen werden. Inwieweit Kosten von anderen Trägern übernommen werden, ist vor Antragstellung zu klären, d.h. dass zunächst alle anderen Möglichkeiten der Finanzierung voll ausgeschöpft werden und erst dann für die nicht gedeckten Kosten ein Antrag auf Zuschuss gestellt wird. 

Zuschusskriterien für Begegnungsmaßnahmen sind vor allem: 

a) Die Maßnahmen müssen Begegnungscharakter haben, das heißt, sie müssen gemeinsam von mindestens einer Einrichtung für nicht behinderte Kinder und einer Einrichtung für behinderte Kinder geplant und durchgeführt werden. Aus der Projektbeschreibung muss hervorgehen, dass der mehr als überwiegende Teil des Programms gemeinsam durchgeführt wird. 

b) Reisekosten für die Begleitpersonen gehen nicht zu Lasten der den Schulen für außerunterrichtliche Veranstaltungen zur Verfügung stehenden Mittel. Die Begleitpersonen erhalten Reisekosten nach dem Landesreisekostengesetz und in entsprechender Anwendung des Abschnitts 111 der Verwaltungsvorschrift "Außerunterrichtliche Veranstaltungen" vom 17. Juli 1985 (K.u.U. S. 337), geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 14. Juli 1988 (K.u.U. S. 377). Die Reisekosten werden gegebenenfalls um den Zuschussanteil gekürzt. Nebenkosten werden bis zu 25,00 € gegen Nachweis erstattet. 

c) Die Zahl der Begleitpersonen richtet sich nach den besonderen Voraussetzungen der beteiligten Schülergruppen. 

d)
Bei Begegnungsveranstaltungen werden Fahrtkosten bzw. Transportkosten der Schüler und Begleitpersonen bis zu 100% anderweitig nicht getragenen Kosten übernommen . 

e) Für einen gemeinsamen Schullandheimaufenthalt und andere mehrtägige Maßnahmen werden pro Teilnehmer und Tag bis zu 10,00 € als Zuschuss gewährt. Zuschussfähig sind u.a. Fahrtkosten für Ausflüge, Unterkunfts- und Verpflegungskosten im Schullandheim, Eintrittsgelder, Sachkosten für gemeinsame Projekte, Kosten für vor- und nachbereitende Veranstaltungen, sonstige Programmkosten, die anderweitig nicht übernommen werden. Es wird erwartet, dass die Eltern einen angemessenen Beitrag leisten. 

f)
Für sonstige Begegnungsveranstaltungen können die beteiligten Schulen einen Kostenzuschuss bis zur Höhe der nachgewiesenen und nicht anderweitig getragenen Kosten erhalten. Unter anderem können folgende Kosten als zuschussfähig anerkannt werden: Eintrittsgelder für Besichtigungen, Theater, Museen und dergleichen, Sachkosten für gemeinsame Vorhaben (beschaffte Geräte sind zu inventarisieren und an einer zentralen Stelle aufzubewahren), Verpflegung bei Tagesausflügen und anderen eintägigen Veranstaltungen, Kosten für vor- und nachbereitende Veranstaltungen, sonstige Programmkosten. 

4. Antragstellung, Bewilligungs- und Auszahlungsverfahren 

Alle Maßnahmen werden im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel bezuschusst. Zuständig für die Vergabe der Mittel sind die oberen Schulaufsichtsbehörden. Der Zuschuss wird auf schriftlichen Antrag (siehe Koop A) der beteiligten Schulen/Schulkindergärten gewährt. 

Der Antrag ist von einer der beteiligten Schulen zu Beginn des Kalenderjahres über die zuständige untere Schulaufsichtsbehörde und den Fachberater der oberen Schulaufsichtsbehörde zu richten. Der Antrag muss für jedes Kalenderjahr neu gestellt werden. Bei spontanen Begegnungsmaßnahmen ist der Fachberater vor Beginn der Maßnahme zu verständigen und dessen Zustimmung einzuholen. Beim zuständigen Sachbearbeiter bei der oberen Schulaufsichtsbehörde (Frau Seeger, Telefon 07071/200- 2164) ist nachzufragen, ob noch Haushaltsmittel bereitstehen. 

Der Fachberater prüft den Antrag auf das Vorliegen der Bewilligungsvoraussetzungen, d.h. ob die Maßnahme pädagogisch sinnvoll ist und schlägt der oberen Schulaufsichtsbehörde nach Prüfung der Kosten- und Finanzierungsübersicht die Höhe des Zuschusses vor. Außerdem hat der Fachberater die Aufgabe, die an der Durchführung von Kooperationsmaßnahmen beteiligten Schulen eingehend zu beraten. 

Die Zuschüsse werden nach Abschluss der Maßnahme und nach Vorlage aller Unterlagen angewiesen. Abschlagszahlungen können nur im Ausnahmefall und nur bei geleisteten Vorauszahlungen gewährt werden. 

Folgende Unterlagen sind nach Abschluss der Maßnahme bzw. bis spätestens 1. Dezember eines jeden Kalenderjahres vorzulegen. 

1. Verwendungsnachweis (siehe Koop V)

2. Kostenaufstellung (siehe Koop K) 

3. Sämtliche Originalbelege 

4. Ausführlicher Bericht über die Durchführung der Maßnahme 

5. Teilnehmerliste der Schüler 

6. Reisekostenabrechnungen der Begleitpersonen, falls Reisekosten entstanden sind.

Sämtliche Unterlagen sind über die untere Schulaufsichtsbehörde und den Fachberater an die obere Schulaufsichtsbehörde zu senden. 

5. Hinweis

Für die Planung und Durchführung von Begegnungsveranstaltungen stellt das Projekt "Gemeinsam leben -gemeinsam handeln" am Fachbereich Sonderpädagogik der Pädagogischen Hochschule Ludwigsburg mit Sitz in Reutlingen, Postfach 2344, 72713 Reutlingen 1, verschiedene Broschüren zur Verfügung. Diese Broschüren enthalten wichtige Anregungen und Erfahrungen über gemeinsame Aktivitäten zu nachfolgenden Themen und können beim Projekt bestellt werden.

Heft 1: Schullandheimaufenthalt 

Heft 2: Schulen für Lernbehinderte kooperieren mit allgemeinbildenden Schulen 

Heft 3: Arbeitsgemeinschaften 

Heft 4: Sozialpraktikum 

Heft 5: Wandern, Bergsteigen, Skilanglauf, Heft 6: Schule für Geistigbehinderte 

Heft 7: Kooperation einer Schule für Geistigbehinderte mit einer Grundschule 

Heft 8: Fördervereine 

Antragsformulare
für die Bezuschussung von Kooperations- und 
Begegnungsmaßnahmen

Ablauf:

1. Vor Durchführung der Kooperations- und Begegnungsmaßnahme ist der Antrag A ausgefüllt über die Arbeitsstelle Kooperation am Staatlichen Schulamt Markdorf an das Regierungspräsidium Tübingen Abteilung 7 zu senden.
2. Nach Durchführung der Kooperations- und Begegnungsmaßnahme sind die Formulare V ( Verwendungsnachweis) und K (Kostenaufstellung) mit den Originalbelegen ausgefüllt bis Ende November das laufenden Jahres über die Arbeitsstelle Kooperation an das Regierungspräsidium Tübingen Abteilung 7 zu senden.
Kooperationsmaßnahme Behinderte / Nichtbehinderte

Antrag auf Zuwendung (A)

Über das Staatliche Schulamt Markdorf und die Arbeitsstelle Kooperation

An das

Regierungspräsidium Tübingen

Abt. 7 -Schule und Bildung-

Postfach 2666

72016 Tübingen
Antragsteller:

	Namen der verantwortlichen Personen
	Partner A
	Partner B

	
	     
	     

	Namen und Anschriften 

der Schule / Einrichtungen

(auch Schulstempel)
	     
	     

	Telefon: dienstlich / privat
	     
	     
	     
	     

	E-Mail
	     
	


	Bezeichnung der Veranstaltung :      
Für die Stellungnahme durch den Fachberater: 

Detaillierte Beschreibung der Maßnahme und Erläuterungen zur Finanzierung (bitte Seite 2 ausfüllen)

	Anzahl der mitwirkenden Personen
	     
	

	Voraussichtliche Dauer /
	 
	     

	Anzahl der Veranstaltungen
	
	     


Kostenaufstellung: (evtl. weiteres Blatt zufügen)

	Fahrtkosten: 

	€
	     

	Unterkunft und Verpflegung:
	€
	     

	Materialien:
	€
	     

	Sonstiges:
	€
	     

	Summe
	€
	     


Finanzierungsaufstellung: (evtl. weiteres Blatt zufügen)

	Elternbeiträge und Kosten für Lehrer
	€
	     

	Beiträge des Schulträgers
	€
	     

	Spenden und sonstige Zuschüsse
	€
	     

	Erträge aus gemeinsamen Aktivitäten (z. B. Weihnachtsbasar, Eintrittsgelder bei öffentlichen Auftritten, Verkauf von selbstgefertigten Gegenständen)
	€
	     

	Erbetener Zuschuss
	€
	     

	Summe
	€
	     


Detaillierte Beschreibung der Maßnahme für den Fachberater 

(evtl. weiteres Blatt hinzufügen):

	Gemeinsame Aktivitäten:



     


	Ziele, die mit dieser Aktivität erreicht werden sollen:



     


	Erläuterungen zur Finanzierung:



     



______________________
____________________

_____________________

Ort, Datum



Unterschrift Antragsteller

Unterschrift Partnerschule

Stellungnahme des Fachberaters

	a) Zum Inhalt der Begegnung

     


	b) Zur Finanzierung und Höhe des erbetenen Zuschusses

     



_________________________

_______________________________________

Ort, Datum




Unterschrift des Fachberaters

Zuschuss zur Durchführung von gemeinsamen Schullandheimaufenthalten und sonstigen Begegnungen von Kindern mit und ohne Behinderung

Verwendungsnachweis (V)

Über das      und die Arbeitsstelle Kooperation

An das

Regierungspräsidium Tübingen

Abt. 7 -Schule und Bildung-

Postfach 2666

72016 Tübingen
	Name und Anschrift der 

Schule / Einrichtung

( auch Schulstempel) 


	     


	Telefon / Fax / E-Mail der Schule


	Telefon - Nr.:      
Fax -  Nr.:      

	E-Mail: 
     
                                                                                 

	Bankverbindung

Konto-Inhaber
	Bank:                                                              

Kontonummer:                                            BLZ:      



Anlagen: 

1. Abschlussbericht über die Kooperations- / Begegnungsmaßnahme

2. Kostenaufstellung

3. Originalbelege

4. Teilnehmerlisten (Unterschrift der Schulleitung)

	Partnerschule


	     


	Schüleranzahl  der antragstellenden Schule:
	     
	Begleitpersonen:
	     

	Schüleranzahl  der Partnerschule:
	     
	Begleitpersonen:
	     


Gesamtkosten laut beiliegendem Kostennachweis (K)

Finanzierung
	Elternbeiträge / eigene Mittel
	€
	     

	Zuschuss des Schulträgers
	€
	     

	Spenden und sonstige Zuschüsse
	€
	     

	Erträge aus gemeinsamen Aktivitäten
	€
	     

	Beim Regierungspräsidium beantragte und genehmigte Mittel
	€
	     

	Ergibt wieder: Gesamtsumme
	€
	     


Es wird bestätigt, dass die vorstehenden Angaben richtig sind und der Zuschuss entsprechend der im Bewilligungsbescheid gegebenen Zweckbestimmung verwendet wurde.

_____________________________

____________________________________________

Ort / Datum




Verantwortliche/r Lehrer/in der antragstellenden Schule

_____________________________

____________________________________________

Ort / Datum




Verantwortliche/r Lehrer/in der Partnerschule

Gesehen und geprüft

_____________________________

____________________________________________

Ort / Datum




Arbeitsstelle Kooperation

Kooperationsmaßnahme Behinderte / Nichtbehinderte 

Kostennachweis (K)

	Antragsteller: 

Name der Schule / 

Einrichtung

(Schulstempel)


	     



Zuschuss zur Durchführung von gemeinsamen Schullandheimaufenthalten und sonstigen Begegnungen von Kindern mit und ohne Behinderung

Kooperationsmaßnahme mit: 

	Partnerschule
	     



Kostenaufstellung (bitte nur Originalbelege beifügen)

	Belegnummer
	Rechnungs-datum


	Rechnungssteller
	Rechnungsgegenstand
	Betrag

	     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
	     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
	     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
	     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
	     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     


	Gesamtsumme 
	     


Sachlich richtig

_________________________________

Unterschrift des verantwortlichen Lehrers

